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18. Juni 2026, Dr. Tobias Schmid, Direktor der Landesanstalt für Medien NRW 

 

Der Schutz von Kindern und Jugendlichen ist einer der Grundpfeiler der deutschen Medienregulierung 

und ein wesentlicher Bestandteil der Aufgaben der Medienanstalten. Die Landesanstalt für Medien 

NRW begrüßt daher ausdrücklich die intensive Debatte zur Frage, wie der Schutz von Kindern und 

Jugendlichen im digitalen Raum bei gleichzeitiger Wahrung ihrer Kommunikations - und Teilhabe-

rechte gewährleistet werden kann. 

A. Ausgangslage 

Um die Debatte über einen wirksamen Kinder- und Jugendschutz im digitalen Raum sowie eine al-

tersabhängige Zugangsbeschränkung für Soziale Medien angemessen einordnen zu können, bedarf 

es zunächst einer differenzierten Bestandsaufnahme. 

1. Nutzungsrealität von Kindern und Jugendlichen 

Soziale Medien sind fester Bestandteil der Lebenswelt junger Menschen: Kinder und Jugendliche 

zwischen 12 und 19 Jahren verbringen im Durschnitt täglich drei Stunden und 51 Minuten am Smart-

phone, davon die meiste Zeit online auf Sozialen Medien.1 Diese alltägliche Nutzung prägt ihre Kom-

munikation, ihr Selbstbild und ihr Informationsverhalten2. Vorteilhaft ist, dass Kinder und Jugendliche 

so Zugang zu Informationen, Innovation und demokratischer Teilhabe haben. Gleichzeitig sind sie in 

ihrer Nutzung von Online-Plattformen jedoch auch diversen Risiken ausgesetzt.  

2. Risiken für Kinder und Jugendlichen im digitalen Raum 

Bei einer Betrachtung dieser Risiken können drei Risikobereiche unterschieden werden: 

Erstens haben Kinder und Jugendliche – wie Erwachsene auch – im digitalen Raum Zugang zu ille-

galen Inhalten – dazu gehören beispielsweise Inhalte mit extremer Gewalt, Missachtung der 

 
1 JIM-Studie 2025, S. 25. Abrufbar hier: https://mpfs.de/app/uploads/2025/11/JIM_2025_PDF_barrierearm.pdf . 
2 Die Medienanstalten (2026), Jugendschutz- und Medienkompetenzbericht 2026. Abrufbar hier: https://www.die-me-

dienanstalten.de/medienkompetenz/medienkompetenzbericht/2026/ .  
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Menschenwürde, Volksverhetzung, Holocaustleugnung bzw. -verharmlosung, Kennzeichen verfas-

sungswidriger Organisationen sowie justiziabler Hassrede. Darüber hinaus sind Kinder und Jugend-

liche auf Online-Plattformen vermehrt Cybermobbing, Cybergrooming oder Sextortion ausgesetzt. 3 

Zweitens werden sie mit Inhalten konfrontiert, die zwar grundsätzlich erlaubt, jedoch nicht für ihre 

Altersstufe geeignet sind. Kindern und Jugendlichen dürfen solche sog. relativ unzulässigen Inhalte 

nicht zugänglich sein. Hierzu zählen insbesondere pornographische Inhalte sowie Inhalte, die Formen 

von Gewalt und Selbstverletzungen darstellen.4 Beinahe die Hälfte (47 %) der 11- bis 17-Jährigen in 

Deutschland haben schon pornographische Inhalte gesehen – 2023 waren es noch 35 Prozent. Mehr 

als die Hälfte der Befragten (56 %) ist unter 14 Jahren, wenn sie ihren ersten Porno sehen.5 

Drittens führen Plattformdynamiken, unter anderem der Trend zu Kurzvideos, zu teilweise extremen 

Nutzungszeiten und gar suchtähnlichen Verhaltensmustern, die mit negativen psychischen Folgen 

einhergehen können.6  

B. Aktuelle Maßnahmen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen 

Bestehenden Maßnahmen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen mit Blick auf diese Risikoberei-

che sind unterschiedlich effektiv. Insgesamt ist allerdings festzustellen, dass die bisherigen, unter-

schiedlich intensiv ausgeprägten Aktivitäten durch die Online-Plattformen selbst nicht ausreichend 

sind.  

1. Maßnahmen bei illegalen Inhalten (absolut unzulässige Inhalte) 

Illegale Inhalte stellen im Rahmen der deutschen Medienregulierung sog. absolut unzulässige Inhalte 

dar. Neben der Zuständigkeit der Strafverfolgungsbehörden können die Medienanstalten deshalb ge-

mäß Jugendmedienschutzstaatsvertrags (JMStV) die Online-Plattformen zur Löschung dieser Inhalte 

auffordern. Die Landesanstalt für Medien NRW und die Zentrale Meldestelle für strafbare Inhalte im 

Internet beim Bundeskriminalamt (ZMI BKA) haben gemeinsamen einen Prozess entwickelt, der beide 

Zuständigkeiten verzahnt. Inzwischen sind von diesem Prozess alle Medienanstalten umfasst.  

Die Künstliche Intelligenz „KIVI“ unterstützt die Medienaufsicht beim Auffinden illegaler Inhalte. Diese 

werden dann an die ZMI BKA zur Beweissicherung und potentiellen Einleitung eines Strafverfahrens 

übermittelt. Im Anschluss erhalten die Medienanstalten eine Löschanregung seitens der ZMI BKA. 

Ergibt die Prüfung der zuständigen Medienanstalt einen medienrechtlichen Verstoß, wird eine ent-

sprechende Anordnung an die Online-Plattform versandt. Im Falle besonders großer Online-Plattfor-

men werden zum Ende jedes Quartals die ergangenen Anordnungen aggregiert an die Europäische 

Kommission übermittelt. Auf Basis dieser Meldungen kann sie prüfen, ob ein systemisches Risiko 

 
3 LFM NRW (2025), „Kinder und Jugendliche als Opfer von Cybergrooming - Zentrale Ergebnisse der 5. Befragungs-
welle 2025, Sonderauswertung Kinder und Jugendliche. Abrufbar hier: https://www.medienanstalt-nrw.de/fileadmin/u-

ser_upload/Forschung/Cybergrooming/LFM_Cybergrooming_Studie_Mai_2025.pdf .  
4 Siehe: JIM-Studie 2025, S. 55 ff.; LFM NRW (2024), Challenge Accepted: Welche Challenges sich auf TikTok ver-
breiten und wie Kinder und Jugendliche sie wahrnehmen. Zentrale Ergebnisse von Inhaltsanalyse und Befragung. 

Abrufbar hier: https://www.medienanstalt-nrw.de/fileadmin/user_upload/Bericht_TikTokChallenges_LFMNRW.pdf .  
5 LFM NRW (2025), „Erfahrungen von Kindern und Jugendlichen mit Pornos und Sexting“ , abrufbar hier: Kinder se-
hen Pornos - Landesanstalt für Medien NRW. 
6 Nguyen et al. (2025). Feeds, Feelings, and Focus: A Systematic Review and Meta-Analysis Examining the Cogni-
tive and Mental Health Correlates of Short -Form Video Use, Psychological Bulletin Vol. 151 (9). Abrufbar hier: 

https://psycnet.apa.org/fulltext/2026-89350-001.html.  
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i. S. d. Digital Services Act (DSA) vorliegt. Die Kooperation der Plattformen ist in diesem Bereich der 

rechtswidrigen Einzelinhalte weitestgehend vorhanden.  

2. Maßnahmen bei jugendgefährdenden Inhalten (relativ unzulässige Inhalte) 

Der JMStV sieht auch Maßnahmen bei jugendgefährdenden Inhalten vor. So dürfen beispielsweise 

pornografische Inhalte nach § 4 Abs. 2 JMStV nur verbreitet werden, wenn ihnen ein Altersverifikati-

onssystemen (AVS) vorgeschaltet ist. Darüber hinaus enthält der DSA in Art. 28 inzwischen ebenfalls 

eine Regelung zum Kinder- und Jugendmedienschutz auf Online-Plattformen. 

Bereits 2019 hat die Landesanstalt für Medien NRW Verfahren gegen die drei größten Online-Platt-

formen mit pornographischen Inhalten eingeleitet . Die praktische Erfahrung zeigt allerdings, dass die 

Durchsetzung des nationalen Jugendmedienschutzes regelmäßig an der Landesgrenze endet. Grund 

dafür sind die mangelnde Effektivität europäischer Kooperationsmechanismen, das Zurückbleiben 

nationaler Schutzinteressen hinter dem Herkunftslandprinzip sowie Rechtsunsicherheiten in Bezug 

auf den vermeintlichen Anwendungsvorrang des DSA. Nationale Regulierungsbehörden werden so 

auch im Einzelfall mit Verweis auf Zuständigkeitsfragen an der Rechtsdurchsetzung gehindert.  

Die Europäische Kommission wiederum gab im Mai 2025 bekannt, Verfahren gegen besonders große 

Online-Plattformen mit pornographischen Inhalten einzuleiten. Vorläufige Feststellungen zum Verstoß 

gegen den DSA stellte sie allerdings erst fast ein Jahr später im März 2026 auf. 7 

3. Maßnahmen bei Suchtgefahren durch die Gestaltung von Online-Plattform 

Auf nationaler Ebene sind repressive Maßnahmen bei Suchtgefahren nach dem Jugendschutzgesetz 

(JuSchG) vornehmlich Aufgabe der Bundeszentrale für Kinder- und Jugendmedienschutz (BzKJ) bzw. 

der Stelle zur Durchsetzung von Kinderrechten in digitalen Diensten (KidD). Die Medienanstalten de-

cken dieses Thema im Rahmen ihrer Medienkompetenzangebote für Schülerinnen und Schüler sowie 

Eltern ab. Darüber hinaus sieht der DSA für die Ausgestaltung von Online-Plattformen explizit Ver-

pflichtungen vor, die einer suchtfördernden Plattformgestaltung entgegenwirken sollen (vgl. Art. 28, 

34 und 35 DSA).  

Die Europäische Kommission hat hier zuletzt ihr Engagement zur Durchsetzung der Bestimmungen 

deutlich verstärkt. Mit Verfahrenseinleitung etwa gegen Snap sowie vorläufigen Feststellungen über 

Verstöße gegen den DSA bei Tiktok und Meta8 hat die sie gezeigt, dass auch sie eine konsequente 

Durchsetzung der Regelungen des DSA anstrebt.9 Die Landesanstalt für Medien NRW begrüßt dies 

ausdrücklich. In der Praxis gestalten sich allerdings auch diese Verfahren als zu langwierig. 

C. Handlungsbedarfe 

Die Analyse der aktuellen Maßnahmen in den drei Risikobereichen zeigt mögliche Handlungsbedarfe.  

 

 
7 Commission preliminarily finds PornHub, Stripchat, XNXX and XVideos in breach of the Digital Service . 
8 U. a. in Bezug auf das suchtfördernde Design von TikTok, mangelnde Datenzugänge sowie Melde - und Beschwer-
demöglichkeiten bei Meta und TikTok sowie die mangelnde Altersprüfung bei Instagram und Facebook.  
9 https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/list-designated-vlops-and-vloses#ecl-inpage-wikimedia.  
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1. Illegale Inhalte (absolut unzulässige Inhalte) 

Beim Vorgehen gegen illegale Inhalte im digitalen Raum besteht in Deutschland bereits seit Jahren 

ein hohes Schutzniveau über die Regelungen des JMStV. Darüber hinaus hat der Staatsvertragsgeber 

mit dem 6. MÄStV weitere Möglichkeiten für die Medienaufsicht geschaffen: die Regelungen zum 

Vorgehen gegen Mirror Pages sowie die Verankerung des Follow-the-Money-Ansatzes helfen der 

Medienaufsicht das Vorgehen gegen illegale Inhalte weiter zu effektivieren. Die derzeit vom Staats-

vertragsgeber angestrebte klarstellende Rechtsgrundlage für die Verwendung technischer Hilfsmittel 

in der Medienaufsicht (9. MÄStV) soll sicherstellen, dass die Medienaufsicht die Digitalisierung für 

ihre Verfahren weiterhin nutzbar machen kann.  

Ein unmittelbarer Handlungsbedarf besteht dementsprechend nicht. 

2. Jugendgefährdende Inhalte (relativ unzulässige Inhalte) 

Wie oben aufgezeigt stehen sich nationale und europäische Rechtsgrundlagen bei Maßnahmen ge-

gen jugendgefährdende Inhalte zum Teil im Weg, führen zu Rechtsuntersicherheiten und erschweren 

die Durchsetzung. Diese Vollzugsdefizite, die insbesondere durch fehlende Verzahnung der europä-

ischen sowie nationalen Gesetze entstehen, sollten aufgelöst werden.  

Ziel sollte es vielmehr sein, dass sich die unterschiedlichen Ebenen sinnvoll ergänzen: während die 

Europäische Kommission v. a. die systemischen Risiken der sehr großen Online-Plattformen in den 

Blick zu nehmen hat, muss die inhaltliche Ebene und die kulturell bedingte Definitionshoheit darüber, 

was jugendgefährdende Inhalte ausmacht, auf mitgliedstaatlicher Ebene verbleiben. Diese, bereits im 

europäischen Regelungssystem angelegte Logik sollte in der Richtlinie für Audiov isuelle Medien-

dienste (AVMD-RL) im Rahmen der Revision gestärkt werden10.  

Auch der Europäische Ausschuss der Regionen regt in seiner Stellungnahme „Kinder und Jugend-

schutz im Digitalen Raum“ (2026)11 an, den europäischen Rechtsrahmen zum Jugendmedienschutz 

mit Blick auf das Ineinandergreifen der unterschiedlichen Gesetze zu evaluieren und die Position der 

AVMD-RL als speziellere Regelung zu stärken.  

3. Suchtgefahren durch die Gestaltung von Online-Plattform 

Die Praxis hat gezeigt, dass sich Online-Plattformen nicht an die Sorgfaltspflichten des DSA zu sys-

temischen Risiken wie Suchtgefahren halten. Teilweise halten sie sich nicht einmal an ihre eigenen 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB). Die Europäische Kommission geht zwar derzeit vermehrt 

gegen Online-Plattformen vor – allerdings zu zögerlich. Zudem zeigt sich eine grundlegende Schwä-

che des DSA darin, dass er keine konkreten Rechtsfolgen (neben Geldbußen) für Verstöße gegen 

Sorgfaltspflichten definiert. Das Ergreifen und die Ausgestaltung sog. einstweiliger Maßnahmen ob-

liegt damit maßgeblich der Europäischen Kommission selbst. 

Dies führt zu der Frage, welche weiteren Maßnahmen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen in 

diesem Bereich ergriffen werden können.  

 
10Vgl. Position der Medienanstalten zur Revision der AVMD-RL. Abrufbar hier: https://www.die-medienanstal-
ten.de/service/positionspapiere/revision-avmd-richtlinie/.  
11 Vgl. Europäischer Ausschuss der Regionen, Fachkommission für Sozialpolitik, Bildung, Beschäftigung, Forschung 
und Kultur, 6 Mai 2026. The Protection of Youth and Minors in the Digital Sphere, Opinion factsheet. Abrufbar hier: 
https://www.cor.europa.eu/de/unsere-arbeit/stellungnahmen/cdr-4112-2025. 
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D. Nationale Handlungsmöglichkeiten 

Einer über die bestehenden Regelungen des JMStV und JuSchG sowie des DSA hinausgehenden 

altersbasierten Zugangsbeschränkung auf mitgliedstaatlicher Ebene sind rechtliche Hürden gesetzt.  

Zunächst ist eine mögliche Vollharmonisierung des DSA und damit der Vorrang des europäischen 

Rechts bei Regelungen zu systemischen Risiken auf Online-Plattformen zu beachten.  

Allerdings könnte – ungeachtet der Frage der Europarechtskonformität nationalstaatlicher Regelun-

gen im Bereich von systemischen Risiken – bereits das Herkunftslandprinzip der AVMD-RL sowie der 

E-Commerce-Richtlinie (EC-RL) dazu führen, dass entsprechende Regelungen nicht den gewünsch-

ten Effekt erzielen. Das Herkunftslandprinzip normiert, dass sich digitale Dienste nur an die Regelun-

gen des jeweiligen Sitzlandes halten müssen. Würde eine altersbasierte Zugangsbeschränkung in 

mitgliedstaatlichen Gesetzen normiert, würde das Herkunftslandprinzip dafür Sorge tragen, dass 

diese Regelung nur auf in Deutschland ansässige Online-Plattformen Anwendung findet. Da die meis-

ten (großen) Online-Plattformen allerdings in Irland und Zypern niedergelassen sind, würde eine al-

tersbasierte Zugangsbeschränkung in der Praxis nur schwer durchsetzbar sein. 

E. Lösungsansatz 

Anstelle einer pauschalen altersbasierten Zugangsbeschränkung auf mitgliedstaatlicher Ebene ist aus 

Sicht der Landesanstalt für Medien NRW ein abgestuftes Vorgehen vorzuziehen, das eine effektive 

Durchsetzung der Regelungen bei Online-Plattformen sicherstellt, die Kommunikations- und Teilha-

berechte von Kindern und Jugendlichen wahrt und den Schutz aller Bürgerinnen und Bürger der Eu-

ropäischen Union gewährleistet: 

1. Konsequente Durchsetzung des DSA 

In diesem Sinne sollte der regulatorische Rahmen für systemische Online-Risiken effektiv durchge-

setzt werden. Hierfür bedarf es den klaren politischen Willen der europäischen Mitgliedstaaten und 

Institutionen. Die Mitgliedstaaten könnten die Europäische Kommission in die Pflicht nehmen und mit 

ihr gemeinsam nach Lösungen suchen, wie Online-Plattformen unter dem DSA in die Verantwortung 

genommen werden können, um ihre Dienste jugend- und kindgerecht zu gestalten.  

Wenn die Mitgliedstaaten und die Europäische Kommission dies tun und durch eine Konkretisierung 

des DSA bestehende Rechtsunsicherheiten (z. B. hinsichtlich der konkreten Maßnahmen bei be-

stimmten Risiken) ausräumen, dann kann der DSA bereits jetzt systemische Risiken auf Online -Platt-

formen wirksam adressieren.  

2. Klares Sanktionsregime  

Für eine Konkretisierung des DSA wäre es darüber hinaus erstrebenswert, konkrete Sanktionsmaß-

nahmen bei systematischen Verletzungen seiner Bestimmungen im Bereich des Jugendmedienschut-

zes festzuschreiben. Verbote sollten dabei das letzte Mittel bleiben.  

Denkbar wäre ein Eskalationsmechanismus für den Fall, dass einzelne Online-Plattformen trotz 

Durchsetzungsmaßnahmen der Europäischen Kommission bzw. der nationalen 
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Regulierungsbehörden weiterhin unzureichende Maßnahmen zum Schutz von Kindern und Jugendli-

chen ergreifen. Sollten diese bspw. binnen eines Jahres keine nennenswerte Verbesserung in ihrem 

Angebot vorgenommen und zielführende Schritte für den Schutz von Kindern und Jugendlichen un-

ternommen haben, könnte als einstweilige Maßnahme eine europaweite altersbasierte Zugangsbe-

schränkung als ultima ratio und bindende Konsequenz für diese Online-Plattformen festgelegt wer-

den. Damit wird die Verantwortung für einen sicheren digitalen Raum auf die Online-Plattformen ver-

lagert und nicht pauschal Kinder und Jugendliche von ihren Kommunikations- und Teilhaberäumen 

ausgeschlossen. Das kürzlich vorgelegte kanadische Gesetzesvorhaben verfolgt einen ähnlichen An-

satz.12 Demnach soll die Nutzung von Social-Media- und KI-Diensten einer altersbedingten Zugangs-

beschränkung unterliegen, mit Ausnahmen für jene Dienste, die glaubhaft nachweisen können, dass 

sie ihren Pflichten zum Jugendschutz nachkommen (Verbot mit Erlaubnisvorbehalt). 

Die Präsidentin der Europäischen Kommission, hat angekündigt, bis zum Sommer 2026 einen euro-

päischen Gesetzesentwurf zum Thema „Jugendschutz  im digitalen Raum“ vorzulegen.13 Solche euro-

päische Initiativen sollten den zuvor dargelegten Überlegungen Rechnung tragen.  

F. Fazit 

Um einen wirksamen Kinder- und Jugendmedienschutz bei gleichzeitiger Gewährleistung ihrer Kom-

munikations- und Teilhaberechte im Digitalen Raum zu gewährleisten, bedarf es einer gemeinsamen 

Kraftanstrengung aller relevanten Akteure. Insbesondere bedarf es des Abbau von Rechtsunsicher-

heiten zwischen den beteiligten Institutionen der Länder, des Bundes und der Europäischen Union. 

Gleichzeitig steht aber auch fest, dass die rechtlichen Möglichkeiten für einen effektiven Kinder- und 

Jugendschutz bereits im europäischen und nationalen Recht angelegt sind, sie müssen nur genutzt 

und effektiviert werden.  

Ein sicheres Online-Umfeld entsteht nicht durch pauschale altersbasierte Zugangsbeschränkungen. 

Kinder und Jugendliche verdienen echten Schutz im digitalen Raum.  

 
12Vgl. kanadischer Gesetzesentwurf, abrufbar hier: https://www.canada.ca/en/canadian-heritage/services/safe-social-
media-act.html. 
 


